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Sachgebiet 2129 


Der Bundesminister des Innern 
UK4-BTag-17/71 


Bonn, den 31. August 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Entschließung der Internationalen Parlamentarierkonfe- 
renz zu Umweltfragen 

Bezug; Kleine Anfrage der Abgeordneten Hirsch, Dichgans, 
Mertes und Genossen 
- Drucksache VI/2468 - 


Die o. a. Kleine Anfrage beantworte idi wie folgt: 


1. Ist die Bundesregierung bereit, bei künftigen Maßnahmen und 
Initiativen für den Umweltschutz alle in der Anlage wieder- 
gegebenen Empfehlungen der internationalen Parlamentarier- 
konferenz zu berüdcsiditigen und insbesondere auf internatio- 
. naler Ebene entsprechende Initiativen zu ergreifen. 

Die Bundesregierung begrüßt die Bonner Empfehlungen der 
internationalen Parlamentarierkonfei'enz vom 4. Juni 1971 und 
ist ira Grundsatz bereit, diese Empfehlungen zu berücksichtigen. 
Auch nadi Auffassung der Bundesregierung ist eine erfolgreiche 
Umweltpolitik ohne enge internationale Abstimmung nicht 
möglich. Eine Verstärkung der internationalen Zusammenarbeit 
bei Umweltplanuiig und Umweltschutz ist daher unerläßlich. 
Besondere Bedeutung kommt in diesem Zusammenhang gemein- 
samen Forschungs- und Entwicklungsvorhäben zu. 

Die Bundesregierung hat auf internationalem Gebiet im Rah- 
men .des-Umweltschutzes zahlreiche Initiativen ergriffen. Wie- 
im Umweltschutz-Sofortprogramm vom 17. September 1970 an- • 
gekündigt, hat die Bundesrepublik Deutschland eine Konferenz 
der Nordsee-Anliegerstaaten vorbereitet mit dem Ziel, die ein- 
zelnen nationalen Maßnahmen zur Reinhaltung der Nordsee 
einander anzugleichen. Die Reaktion der Nordsee- Anlieger- 
staaten auf diese Anregung war positiv: Dieses Thema soll 
demnächst auf einer internationalen Konferenz behandelt wer- 
den. Die Bundesregierung hat ferner den Entwurf eines Ver- 
tragsgesetzes zum Übereinkommen über die Hohe See von 
1958 vorgelegt (Bundesratsdrucksache 177/71), das die Bundes- 
regierung u. a. ermächtigen soll, das Einbringen von Stoffen in 
das Meer nadi Gesichtspunkten des Umweltschutzes zu regeln. 
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In der entwicklungspolitischen Konzeption der Bundesregierung 
für die kommenden zehn Jahre, die die Billigung des Kabinetts 
in seiner Sitzung vom 11. Februar 1971 gefunden hat, heißt es 
u. a. ,,Im Zusammenhang mit entsprechenden Bemühungen auf 
internationaler Ebene wird die Bundesregierung bei der Planung 
und Durchführung ihrer Hilfsmaßnahmen auf die Folgen für die 
Umweltbedingungen in den Entwicklungsländern achten". Die 
Bundesregierung wird ferner in ihrer Verwaltungs- und Bil- 
dungshilfe sowie ihrer Sozialstrukturhilfe an Entwiddi^ngslän- 
der künftig Umweltprobleme verstärkt berücksichtigen. 

Auf Initiative der Bundesregierung hat im September 1970 in 
Bad Godesberg die erste Europäische Raumordnungs-Minister- 
konferenz stattgefunden, die wichtige Empfehlungen zum Um- 
weltschutz gegeben hat. 

Eines der Hauptanliegen der Bundesregierung ist die Rechtsan- 
gleichung im Umweltschutz. Die Bundesregierung wirkt darauf 
hin, daß Anforderungen, die in der Bundesrepublik Deutschland 
im Sinne größerer Umweltfreundlichkeit strenger als in anderen 
Staaten sind, auch dort verbindlich eingefühft werden. Bei der 
Harmonisierung von Umweltstandards ist zu beachten, daß 
diese nicht zu Lasten der schärferen Vorschriften eines Landes 
gehen. Andererseits . gilt es zu verhindern, daß durch unter- 
schiedliche Umweltschutzanforderungen in einzelnen Ländern 
neue nichttarifäre Handelshemmnisse und übergangsbedingte 
Wettbewerbsverzeri-ungen entstehen. Die Bundesregierung 
setzt sich dementsprechend für den Erlaß von Richtlinien^ in der 
Europäischen Gemeinschaft und von Konventionen im Europa- 
rat ein; daneben strebt sie eine Angleichung unterschiedlicher 
Schutzbestimmungen durch ihre Mitarbeit im Rahmender ECE, 
der OECD, des GATT, des NATO-Umweltausschusses an, wie 
dies z. B._ bei der Festlegung internationaler Lebensmittelstan- 
dards oder im Expertenkomitee der FAO/WHO für Pestizide 
geschehen ist. Auch in anderen internationalen Organisationen 
wie der lUCN wird die Bundesregierung ihre Mitarbeit ver- 
stärken. In Kürze wird die Bundesregierung ein umfassendes 
Umweltprogramm vorlegen, in dem auf Themen der Parlamen- 
tarierkbnferenz im einzelnen eingegangen wird. 


2. Ist die Bundesregierung bereit, reditzeitig vor der UN-Konfe- 
renz 1972 in Stodcholm dem Bundestag über die Vorschläge zu 
beriditen, die sie dort zu machen gedenkt? 

Zur Vorbereitung der Umweltkonferenz der Vereinten Nationen 
im Juni 1972 in Stodcholm ist beim Bundesministerium des 
Innern ein interministerieller Ausschuß unter Beteiligung der 
Länder gebildet worden, der die Beiträge der Bundesrepublik 
Deutschland zu dieser Konferenz unter dem Generalthema 
„Umwelt und Gesellschaft" bearbeitet. Die Bundesregierung 
wird den Deutschen Bundestag rechtzeitig über ihre Beiträge 
hierüber unterrichten. 


Gensdier 
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